
Flucht(ursachen)bekämpfung

360 Tote vor der Küste von Lampedusa – das war 2013 noch eine Nachricht, 
die für Schlagzeilen sorgte. Italiens Präsident organisierte ein Staatsbe-
gräbnis. Im Vorwort der 2014 gemeinsam von Brot für die Welt, medico 
international und PRO ASYL veröffentlichten Studie „Im Schatten der 
Zitadelle“ verweisen wir auf die Tragödie und fordern: „Das Sterben an 
den europäischen Außengrenzen muss aufhören.“

Seither ist die Zahl der Toten jedoch von Jahr 
zu Jahr gestiegen. Nachdem es im Sommer 
2015 über einer Million Flüchtlingen und 
Migrant_innen gelang, die Grenzen der „Zita-
delle“ zu überwinden, forcierte die Europäische 
Union die Schließung ihrer Außengrenzen, die 
Vorverlagerung des Grenzschutzes in Richtung 
Türkei und Afrika sowie weitere Maßnahmen, 
um den Zugang nach Europa zu erschweren. 

Umso notwendiger ist es, dass Brot für die Welt, 
medico international und PRO ASYL auch 
 weiterhin gemeinsam mit ihren Partnerorgani-
sationen die Konsequenzen der EU-Politik 
für Schutzsuchende und für die Situation in 
Herkunfts- und Transitländern im Blick behal-
ten. Sie stellen sich den Bestrebungen entge-
gen, Menschenrechte inklusive des Rechts auf 
Asyl zu untergraben.

Standpunktpapier

An den Rändern der EU entstehen immer mehr „Wartezonen“ für Menschen, denen die Weiterreise verweigert wird: 
Flüchtlingslager bei Lagkadikia in Nordgriechenland.
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1.  Fluchtursachenbekämpfung 
seit Sommer 2015 

Über eine Million Schutzsuchende erreichten 
2015 Europa. Die Ereignisse jenes Sommers 
mobilisierten eine breite Solidaritätsbewegung 
und rüttelten nicht nur Europa, sondern die 
Weltöffentlichkeit auf. Doch die „Willkommens-
kultur“ währte nur kurz. Seitdem gilt als Maxime 
der europäischen Staaten, dass sich die Bilder 
von damals und vor allem die hohen Zahlen 
Ankommender unter keinen Umständen wie-
derholen dürfen und in Zukunft um jeden Preis 
verhindert werden sollen. Die Bemühungen auf 
EU-Ebene – mit tatkräftiger Unterstützung 
der deutschen Bundesregierung –, die Flucht-
bewegungen wieder unter Kontrolle zu bringen, 
 setzen auf Abschiebungen, repressive Asylge-
setzverschärfungen, die Aufrüstung der Außen-
grenzen und nicht zuletzt auf eine neue Dimen-
sion der Auslagerung von Migrations- und 
Grenzkontrollen in Transit- und Herkunftslän-
dern („Externalisierung“). Das Schlagwort 
„Fluchtursachenbekämpfung“ ist seither in aller 
Munde: Zu diesem Zweck forcieren die politisch 
Verantwortlichen in Brüssel und Berlin neue 
Partnerschaften – auch mit despotischen Regi-
men. Mit der Absichtserklärung, die Situation in 
den Herkunftsländern zu verbessern, verleihen 
sie diesen Partnerschaften einen entwicklungso-
rientierten Anstrich und zumindest rhetorisch 
Legitimität. Nicht nur das Recht, Asyl zu 
suchen, sondern auch das Recht auf Ausreise 
aus dem eigenen Staat wird dabei immer wei-
ter beschnitten. 

Was propagierte Ansätze zur Bekämpfung von 
Fluchtursachen jedoch weitgehend ausblenden: 
Krieg ist weltweit eine der zentralen Fluchtursa-
chen. Mit über fünf Millionen Flüchtlingen 
und noch mehr Binnenvertriebenen ist Syrien 
das Land, aus dem die meisten Kriegsflücht-
linge weltweit kommen.1 Der Großteil findet 
Zuflucht in Nachbarländern wie dem Libanon, 
Jordanien und der Türkei. Europäische Regie-
rungen haben sich an Kriegen beteiligt sowie 

1 —  UNHCR 2017

durch Rüstungsexporte in Kriegs- und Krisen-
gebiete Konflikte angeheizt, die katastrophale 
Folgen hatten. Europäische Firmen liefern 
 Waffen an die in den Syrienkrieg verstrickten 
Regionalmächte – zum Beispiel an das Gewalt-
regime Saudi-Arabiens. Der NATO-Partner 
 Türkei führt im Südosten Krieg gegen die 
eigene kurdische Zivilbevölkerung und will 
seine Einflusszone in Syrien ausdehnen. Der 
militärische Sturz des Diktators Saddam 
Hussein im Irak führte zur Fragmentierung des 
Landes und hat maßgeblich zum Entstehen des 
sogenannten „Islamischen Staates“ beigetragen. 
Die Militärintervention in Libyen beseitigte die 
Diktatur, hat aber zu einem zersplitterten, von 

EU Hotspot Moria auf Lesbos: Quälendes Warten unter 
unmenschlichen Bedingungen



Standpunktpapier Flucht(ursachen)bekämpfung

3

Warlords beherrschten Land geführt. In Afgha-
nistan, 15 Jahre nach Beginn der Militärinter-
vention, hat die Gesamtzahl der getöteten oder 
verletzten Zivilist_innen mit über 11.000 im 
Jahr 2016 einen neuen Höchststand erreicht.2 
Die Taliban haben in den vergangenen Jahren 
wieder deutlich an Stärke gewonnen. 

Als Fluchtursachenbekämpfung werden von der 
EU unterschiedlichste Maßnahmen deklariert: 
Sie umfassen grenzpolizeiliche Kooperationen, 
entwicklungspolitische Projekte, privatwirt-
schaftliche Investitionsinitiativen, Maßnahmen 
zur „Reintegration“ von Abgeschobenen sowie 
die Schaffung alternativer Einkommensmög-
lichkeiten für potentielle „Schleuser“. Das Ziel 
jeder dieser Maßnahmen ist es, Schutzsuchende 
an der (Weiter-)Flucht nach Europa zu hindern.

Damit die Türkei dafür sorgt, dass die Flücht-
linge nicht weiter nach Europa reisen, nahm die 
EU im Oktober 2015 Verhandlungen mit der tür-
kischen Regierung auf, die im März 2016 in den 
sogenannten EU-Türkei-Deal mündeten. In des-
sen Folge ist die Zahl der Flüchtlinge, die über 
die Ägäis nach Griechenland kommen, deutlich 
zurückgegangen, während gleichzeitig die Zahl 
der Überfahrten über das zentrale Mittelmeer 
angestiegen ist. Allein 2015 erreichten rund 
154.000 Schutzsuchende auf diesem Weg euro-
päisches Territorium.3 Mit dem Gipfeltreffen in 
Valletta am 11./12. November 20154 wurde auch 
die Kooperation der EU mit afrikanischen Tran-
sit- und Herkunftsländern vehement vorange-
trieben. In dem von den EU-Mitgliedstaaten 
und 35 afrikanischen Regierungen verabschiede-
ten Aktionsplan und dem in Malta beschlosse-
nen „Notfall- Treuhandfonds für Stabilität und 
zur Bewältigung der grundlegenden Ursachen 
irregulärer Migration in Afrika“ wurden die Eck-
pfeiler der künftigen Kooperationen festgelegt. 
Die „Bekämpfung von Fluchtursachen“ spielt 
dabei eine zentrale Rolle. Mit den „Migrations-

2 —  United Nations Assistance Mission in Afghanistan 2017
3 —  Frontex 2017
4 —  Europäischer Rat 2015

pakten“ legte die EU-Kommission im Juni 2016 
schließlich ein neues Instrument vor, um geziel-
ter als bisher über „positive und negative 
Anreize“ die Mitwirkung von Transit- und Her-
kunftsländern bei der Migrationskontrolle 
sicherzustellen. 

„Die Aktivitäten, die seit dem Gipfeltreffen 
in Valletta initiiert wurden, scheinen viel 
stärker auf die Kontrolle der Mobilität in 
den afrikanischen Ländern zu zielen als 
auf die Bekämpfung von Fluchtursachen. 
Man finanziert die Küstenwache und Polizei 
in Libyen. Man bildet Polizei und Migrati-
onsbeamte in Niger und Senegal aus. Man 
führt biometrische Pässe ein und verstärkt 
die Kontrollen entlang der Grenzen west-
afrikanischer Staaten. Das Gravierendste 
aber ist, dass die afrikanischen Länder 
gezwungen werden, mit dieser Politik der 
Versicherheitlichung gegen die Mobilität 
ihrer Staatsangehörigen vorzugehen. Sonst 
sie es nicht, bekommen sie keine Entwick-
lungshilfsgelder aus Europa mehr, mit 
denen sie gegen die Armut im Land vorge-
hen könnten. Das ist schlicht Erpressung.“

Samir Abi, Visions Solidaires  
Togo/West African Observatory on Migrations

Die tatsächlichen Ursachen von Flucht und 
 Vertreibung reichen weit über lokale Kontexte 
der Gewalt und der Armut hinaus – sie verwei-
sen auf globale Ungleichheitsstrukturen, welche 
die Zonen des Elends, der Perspektivlosigkeit 
und kriegerische Verwüstungen erst hervor-
bringen. Eine Politik, die diese Zusammen-
hänge – und damit die Verantwortung Europas – 
ignoriert, bleibt reine Symptombekämpfung. 
Gleichzeitig wird ausgeblendet, dass Migrati-
onsbewegungen nicht allein durch Zwang und 
Notlagen ausgelöst werden. Es gibt zahlreiche 
kulturelle, wirtschaftliche und soziale Fakto-
ren, die die Entscheidung auszuwandern beein-
flussen können – sei es die Hoffnung auf einen 
besseren Arbeitsplatz, sei es der Wunsch, mit 
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der Familie zusammenzuleben oder etwas von 
der Welt zu sehen. Wird „Fluchtursachenbe-
kämpfung“ dem Ziel der Verhinderung von 
Migration untergeordnet, macht das Entwick-
lungseffekte, die mit der Migration einhergehen 
können, zunichte. Die Bekämpfung der Ursa-
chen von Flucht und Vertreibung wird dann zur 
Bekämpfung der Fluchtbewegungen selbst.

2.  Was versteht die EU unter 
 Fluchtursachenbekämpfung?

2.1  Entwicklungszusammenarbeit und 
 sonstige Mittel für den Grenzschutz 

Mit dem Fokus auf „Fluchtursachenbekämpfung“ 
werden Maßnahmen legitimiert, die aus men-
schenrechtlicher Perspektive höchst kritikwür-
dig sind. So schreckt die EU nicht vor der 
Kooperation mit diktatorischen Regimen 
zurück, etwa mit dem eritreischen. Obwohl 
bekannt ist, dass die Regierung in Asmara die 
eigene Bevölkerung unterdrückt, wurden dem 
Land 200 Millionen Euro aus dem europäischen 
Entwicklungsfond zugesagt.5 In das Land 
 fließen weitere Millionen über die Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusammenar-
beit (GIZ), die am Horn von Afrika das von der 
EU und dem deutschen Entwicklungshilfemi-
nisterium BMZ finanzierte Projekt „Better 
Migration Management“ umsetzt.6 Eines der 
Hauptziele dieser Maßnahmen ist die Verhinde-
rung „illegaler Migration“ aus Eritrea – und 
das in einem Land, für dessen Bürger eine legale 
Ausreise nahezu unmöglich ist. Verschiedene 
Berichte u.a. von der UN-Menschenrechtskom-
mission belegen, dass in Eritrea keine rechts-
staatlichen Verhältnisse existieren und Vertreter 
von Regierung und Armee selbst in Menschen-
handel involviert sind.7 Entwicklungszusammen-
arbeit mit solchen Akteuren ist kaum vorstell-
bar, ohne dass dabei der Schutz der Menschen-
rechte vernachlässigt wird. 

5 —  Europäische Kommission 2016
6 —  GIZ 2016
7 —  Bundesregierung 2016

Die deutsche Bundeskanzlerin sieht die Rolle 
Europas bei der Fluchtursachenbekämpfung 
auch darin, „Aufenthaltsmöglichkeiten in der 
Nähe der eigenen Heimat“ zu schaffen.8 Als 
„Aufenthaltsmöglichkeiten“ schweben der EU 
„Zentren“ vor, in denen Asylanträge frühzeitig 
abgelehnt und Ausreisewillige von der Überfahrt 
nach Europa abgeschreckt werden können. 
Nach dem Vorbild des EU-Türkei-Deals ver-
sucht die EU daher, nordafrikanische Länder 
wie Libyen zur Kooperation zu bewegen. Dass es 
in Libyen kein Asylrecht gibt; dass Menschen, 
die irregulär nach Libyen ein- oder ausreisen, 
ohne zeitliche Begrenzung und ohne rechtstaat-
liche Verfahren inhaftiert werden können, und 
dass Folter, Misshandlungen und Lösegelder-
pressungen in vielen der bereits existierenden 
Lagern an der Tagesordnung sind – all das 
scheint nachrangig. 

Westafrikanische Länder wie der Senegal stehen 
schon lange im Fokus einer auf Flucht- und 
Migrationsverhinderung ausgerichteten Ent-
wicklungspolitik. Frontex-Verbände agieren seit 
2006 vor der westafrikanischen Küste und im 
Senegal. Bilaterale Abkommen mit Spanien und 
Frankreich brachten das Land dazu, beim 
„Grenzmanagement“ zu kooperieren und illega-
lisierte Migrant_innen zurückzunehmen – finan-
ziert unter anderem aus Entwicklungshilfefonds. 
Auch die EU hat nun großes Interesse an einem 
Rückübernahmeabkommen mit dem Senegal 
und hofft, dass das geplante EU-Laissez-Passer- 
Dokument von der senegalesischen Regierung 
akzeptiert wird. Damit hätte die EU die Mög-
lichkeit, Menschen ohne Papiere in den Senegal 
zurückzuschicken, ohne vorab eine senegalesi-
sche Behörde konsultieren zu müssen. Im 
Gegenzug sind bis 2020 347 Millionen Euro Ent-
wicklungshilfezahlungen und die Bereitstellung 
weiterer Mittel für den Senegal geplant.9

Die Folge einer solchen „Fluchtursachenbe-
kämpfung“ ist, dass Geld in die Taschen derer 

8 —  Bundeskanzlerin 2017
9 —  Europäische Kommission 2016
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gespült wird, die gegen die Interessen ihrer eige-
nen Bevölkerung agieren oder diese sogar 
 unterdrücken. Es profitieren diejenigen, die die 
Fluchtwege kontrollieren. Für Flüchtlinge und 
Migrant_innen hingegen bedeutet es, dass die 
Wege teurer und gefährlicher werden. Solange 
es für sie keine legalen Möglichkeiten gibt, nach 
Europa zu gelangen, werden sie – sofern sie dazu 
in der Lage sind – weiterhin größte Gefahren 
auf sich nehmen. Gleichzeitig macht sich die EU 
durch solche Kooperationen selbst erpressbar: 
Die Bereitschaft vieler Regierungen, bei der 
„Fluchtursachenbekämpfung“ zu kooperieren, 
sichert sie sich, indem sie bei Menschenrechts-
verletzungen wegschaut und den Ausverkauf der 
eigenen Werte und Prinzipien in hin nimmt. 
Mit den geplanten und bereits umgesetzten 
Maßnahmen werden also weniger die Ursachen 
von Flucht bekämpft als vielmehr Flüchtlinge 
und Migrant_innen selbst. Die Entwicklungs-
politik verliert dabei ihre eigentlichen Ziele aus 
den Augen und lässt sich zunehmend instru-
mentalisieren.

2.2  Investitionsinitiativen als 
 „Fluchtursachenbekämpfung” 

Wenn die Wirtschaft durch Investitionen wächst, 
entstehen Arbeitsplätze, hebt sich das Einkom-
mensniveau der Gesellschaft und verbessern 
sich die allgemeinen Lebensbedingungen. Und 
damit werden Wunsch oder Notwendigkeit 
schwächer, das Land zu verlassen. So etwa funk-
tioniert die simple Kausalkette, die neuen Ent-
wicklungskonzepten für den afrikanischen Kon-
tinent zugrunde liegt. Mit dem europäischen 
Investitionsplan, dem bundesdeutschen „Mar-
shallplan mit Afrika“ und der vom Bundesfi-
nanzministerium erarbeiteten G20-Initiative 
zur Förderung von privaten Investitionen und 
Investitionen in Infrastruktur‘ (kurz „Compact 
with Africa“) verschreibt sich die Bundesregie-
rung drei großen Vorhaben, die Fluchtursachen 
vorbeugen und entgegenwirken sollen. Es ist 
vor allem die Privatwirtschaft – konkret die 
Unternehmen der G20 –, die die afrikanischen 
Märkte entwickeln und beleben soll. Dafür wer-
den nun die makroökonomischen, wirtschafts-

politischen und finanziellen Rahmenbedingun-
gen geschaffen und mit Entwicklungsgeldern 
abgesichert. 

Die drei großen Entwürfe sind ohne afrikani-
sche Beteiligung erarbeitet worden. Sie sind 
damit Ausdruck eines Entwicklungsverständ-
nisses, das die Partner als unmündig wahr-
nimmt. Die Konzepte gehen von der Vorstellung 
aus, dass Armut der wesentliche Grund für die 
Süd-Nord-Wanderungen ist. Sie vernachlässigen 
die vielfältigen Ursachen und Umstände, die 
Menschen dazu bewegen, ihre Herkunftsorte zu 
verlassen. Im Übrigen haben die ärmsten 
 Länder eine deutlich geringere Auswanderungs-
quote als jene auf einem mittleren Entwick-
lungsstand. Denn Migration erfordert erhebli-
che Ressourcen. Extreme Armut aber lähmt die 
Menschen – ihnen fehlen die finanziellen Mittel, 
um ihre Heimat zu verlassen. Wer Hunger hat, 
krank, alt oder eben sehr arm ist, schafft es 
kaum, größere Distanzen zurückzulegen. 

Über den EU-Treuhandfonds sollen regionale Schutz- und 
Entwicklungsprogramme (RPDP) entstehen. So auch in 
Dolo Ado in Äthiopien.
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In diesen Plänen wird nach wie vor ein Entwick-
lungsverständnis proklamiert, das auf stetigem 
Wirtschaftswachstum beruht. Weder die Stär-
kung der lokalen und regionalen Wirtschaftsin-
tegration noch die Wertschöpfungsketten stehen 
im Fokus. Stattdessen werden die Bedingungen 
dafür geschaffen, dass multilaterale Finanzinsti-
tutionen strukturelle Anpassungsprogramme 
durchsetzen und transnationale Unternehmen 
ihre Marktmacht nutzen können, um die natür-
lichen und persönlichen Ressourcen in den 
Ländern des globalen Südens auszubeuten. 
Wirtschaftlicher Fortschritt und große Beschäf-
tigungsinitiativen sollen Perspektiven für die 
Bevölkerung vor Ort schaffen. Aber ohne funkti-
onierende soziale Grunddienste und eine ernäh-
rungssichernde Landwirtschaft wird das nicht 
erreicht werden können. 

Die neuen Konzepte bieten keine Ansatzpunkte 
für eine nachhaltige Veränderung. Sie erhalten 
und stärken Strukturen, die schon heute dazu 
führen, dass weltweit Menschen unter katastro-
phalen Bedingungen für internationale Handels-
ketten zum Beispiel in der Textil- und Lebens-
mittelindustrie arbeiten. Großflächige Agrarin-
vestitionen und massiver Rohstoffabbau führen 
auch in afrikanischen Staaten zu Landvertrei-
bungen und Umweltverschmutzung und zerstö-
ren Lebensgrundlagen. Privatisierungen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge in Ländern mit 
schwachen staatlichen Strukturen gefährden eine 
flächendeckende und bezahlbare Grundversor-
gung der Bevölkerung mit Wasser, Strom und 
Gesundheitsdiensten. Doch statt die Risiken für 
die Gesellschaften zu reduzieren, werden vor 
allem die westlichen Investitionen geschützt. Es 
steht zu befürchten, dass die Risiken für Inves-
tor_innen, die mit hohen Kapitalanlagen in fra-
gilen Kontexten verbunden sind, durch ODA- 
finanzierte Bürgschaften (staatliche Entwick-
lungsgelder) minimiert werden sollen. Was vor-
geblich der Entwicklung der Gesellschaften im 
globalen Süden dienen soll, entpuppt sich als 
Konjunkturprogramm für transnationale Unter-
nehmen: Großindustrielle Anleger wie Versiche-
rungen und Pensionskassen sollen attraktive 
Konditionen vorfinden. Entwicklungsgelder 

werden damit dem eigentlichen Zweck der 
Armutsminderung entfremdet. 

Verbessern sich die wirtschaftliche Situation 
und die Bildungschancen, erhöht das in vielen 
Fällen sogar nicht nur den Wunsch, sondern 
auch die Möglichkeiten zur Migration. In die-
sem Sinne schafft Entwicklungszusammenar-
beit bessere Rahmenbedingungen für Migra-
tion. Es ist auch im Sinne der Agenda für nach-
haltige Entwicklung (SDG 10), dass Migration 
als Beitrag zur Reduzierung extremer Ungleich-
heit weltweit ermöglicht wird. Notwendig 
ist deswegen aus Entwicklungsperspektive eine 
menschenrechtsbasierte und solidarische 
Flüchtlings- und Migrationspolitik.

2.3  Rückkehr und Reintegration im Kontext 
von Abschiebung 

Mit den seit 2015 verfolgten Externalisierungs-
vorstößen sollen Abschiebungen massiv forciert 
werden. Die verschärfte „Rückkehrpolitik“ der 
Bundesregierung zielt auf die Abschreckung 
und Entmutigung von Schutzsuchenden. 
Abschiebungen und „freiwillige Rückreisen“ 
werden selbst in Kriegsgebiete und an Orte vor-
angetrieben, an denen die Zurückgeschickten 
keinerlei Perspektive haben oder sogar Gefahr 
für Leib und Leben besteht. Vor diesem Hinter-
grund ist es umso zynischer, dass auch im 
 Kontext der „Fluchtursachenbekämpfung“ 
„Rückkehr“ und „Reintegration“ als angebliche 
Lösungsansätze genannt werden. Rückkehr- 
und Reintegrationsprogramme werden inzwi-
schen auch mit Geldern des Entwicklungsmi-
nisteriums (BMZ) finanziert und mithilfe der 
staatlichen Organisation für Entwicklungszu-
sammenarbeit GIZ umgesetzt.10 Gleichzeitig 
wird auf EU-Ebene, aber auch von einzelnen 
EU-Ländern, die Unterzeichnung von 
Rückübernahmeabkommen mit Herkunfts- und 
Transitländern vorangetrieben.11

10 —  BMZ 2017
11 —  Europäische Kommission 2015
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Am 1. Februar 2017 ist das Programm „Starthilfe 
Plus“12 gestartet. Ergänzend zu den bestehenden 
Rückkehrprogrammen13 soll es zusätzliche 
finanzielle Anreize für eine sogenannte „freiwil-
lige Rückkehr“ liefern. Neu ist, dass nun explizit 
belohnt wird, wenn Flüchtlinge gänzlich auf die 
Prüfung ihrer Asylberechtigung verzichten. 
800 Euro verspricht die Bundesregierung, wenn 
auf die Klage gegen eine Ablehnung verzichtet 
wird. Das neue Programm zielt auf die Haupther-
kunftsstaaten ab. Menschen aus einigen osteu-
ropäischen und kaukasischen Ländern, der Tür-
kei oder den Westbalkanstaaten sind davon aus-
genommen, nicht aber die Hauptherkunftslän-
der im Jahre 2016 – Syrien, Afghanistan, Iran, 
Irak, Eritrea und Somalia. Es ist zynisch, dass 
nun Schutzsuchende – wider alle Fakten in 
ihren Herkunftsländern – zur Rückkehr dorthin 
gedrängt werden sollen. Schutzsuchende sollen 
ihre Menschenrechte gegen Geld eintauschen.

„Menschen aufzufordern, ‚freiwillig‘ 
zurückzukehren, kurz nachdem ihnen 
Schutz verweigert worden ist, missachtet 
das grundlegende menschliche Bedürfnis 
nach Sicherheit und all die Kämpfe, die 
diese Menschen hinter sich haben, um 
diese Sicherheit zu erreichen. Ich habe 
große Probleme mit der Formulierung ‚frei-
willig‘. Man droht Menschen mit einer 
Abschiebung und fragt sie im selben Atem-
zug, ob sie nicht stattdessen ‚freiwillig‘ 
 ausreisen wollen? Eine Entscheidung, die 
unter einem solchen Zwang gefällt wird, 
hat mit Freiwilligkeit nichts zu tun.“

Tejan Lamboi, Network of Ex-Asylum Seekers 
in Sierra Leone (NEAS-SL)

Auch wenn die Rückkehrkonzepte in den einzel-
nen EU-Mitgliedstaaten leicht variieren: Grund-

12 —  BAMF 2017
13 —  IOM 2017

sätzlich bleibt die Rückkehr konzeptionell an 
die Abschiebung geknüpft. Vor der Abschiebung 
wird ein meist kleiner zeitlicher Korridor für 
eine sogenannte „freiwillige Ausreise“ geöffnet. 
Diese Ausreise ist aber in vielen Fällen nicht 
freiwillig, sondern geht mit der Drohung der 
Abschiebung einher. 

Selten werden Rückkehrer_innen mit den not-
wendigen Mitteln für einen Neuanfang ausge-
stattet. Wichtiger als die Reintegration oder 
positive Effekte einer Rückkehrpolitik ist den 
politischen Entscheidungsträger_innen, dass 
durch die Förderung keine neuen Anreize zur 
Migration gesetzt werden. Entsprechend gibt es 
nur wenige Beispiele einer gelungenen Reinteg-
ration nach der erzwungenen Rückkehr. Und 
diese wenigen fußen selten auf staatlichen Maß-
nahmen, sondern auf Ressourcen, über die die 
Rückkehrenden selbst verfügen. 

Im Gegensatz dazu gibt es durchaus Beispiele 
dafür, wie wirklich freiwillig Zurückgekehrte 
einen Beitrag zur Entwicklung und Förderung 
einer Region leisten. Der Westen Malis etwa, 
geprägt durch eine über Jahrzehnte dauernden 
Migration vor allem nach Frankreich, lebt im 
Wesentlichen von den Rücküberweisungen und 
Entwicklungsprojekten, die von Migrant_innen 
finanziert und organisiert werden. Nicht nur die 
Schulen und Krankenstationen der Region, 
 sondern auch die Gehälter für Lehrer_innen und 
Krankenhauspersonal werden von Migrant_
innen getragen. Migrantische Unternehmer_
innen bilden eine wachsende Mittelklasse. Nach 
der Rückkehr sind Migrant_innen oft hochge-
achtet und wichtige Player in der lokalen Politik. 
Ihre internationale Erfahrung macht sie zu 
Mediator_innen auch zwischen internationalen 
Organisationen und lokaler Bevölkerung. 
Grundbedingung für eine solche entwicklungs-
fördernde Rolle der Rückkehrer_innen ist 
jedoch: Sie müssen freiwillig und mit finanziel-
len Ressourcen zurückkehren, die über die 
Anfangszeit hinaus tragen. Wer mit leeren Hän-
den zurückkehrt, gilt als gescheitert. Und wer 
nicht einmal den Zeitpunkt seiner Rückkehr 
selbst bestimmen darf, ist dazu oft weder bereit 
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noch hinreichend vorbereitet. Insofern zählen 
„readyness“ und „preparedness“, die Bereit-
schaft und das Vorbereitetsein, zu den grundle-
genden Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Rückkehr und Reintegration. 

Um die Potentiale von Rückkehrenden für Ent-
wicklung, Stabilität und Frieden in den Her-
kunftsregionen nutzbar zu machen, bedarf es 
eines grundsätzlichen politischen Umdenkens. 
Nicht nur die Ausreise an sich, sondern auch 
die Entwicklung und Stabilität in den Her-
kunftsregionen ebenso wie die tatsächliche 
Bereitschaft zur Rückkehr müssen als entschei-
dende Kriterien anerkannt werden. Vor allem 
aber muss im Blick bleiben, dass Migration ein 
transnationaler und tendenziell offener Prozess 
ist, der nicht mit der Ankunft in einem bestimm-
ten Land an sein Ende kommt. Auch nach einer 
Rückkehr muss die erneute Entscheidung zur 
Migration und der Kontakt in die vorherigen 
Aufenthaltsländer möglich sein.

3.  Turn the gaze towards Europe: 
Was verstehen wir unter 
 Flucht ursachenbekämpfung

Weltweit sind laut dem Flüchtlingshilfswerk der 
Vereinten Nationen (UNHCR)14 über 65 Millio-
nen Menschen auf der Flucht – mehr als am 
Ende des Zweiten Weltkrieges. Davon haben 
fast zwei Drittel nicht einmal die eigenen Staats-
grenzen überwunden; 86 % der Flüchtlinge welt-
weit leben in der unmittelbaren Herkunftsregion. 
Die allerwenigsten erreichen Europa – weil sie 
in der Region bleiben wollen und auf baldige 
Rückkehrchancen hoffen, oder weil sie schlicht 
keine Möglichkeit haben hierherzukommen. 
Eine Flucht nach Europa ist teuer und gefährlich. 

Die Zahl der Flüchtlinge und Vertriebenen ist 
heute etwa doppelt so hoch wie zehn Jahre 
zuvor. Dies spiegelt sich auch in den Fluchtbe-
wegungen nach Europa und Deutschland wider: 

14 —  UNHCR 2016 

Die größte Gruppe unter den Asylsuchenden in 
Deutschland sind derzeit Menschen, die vor 
dem syrischen Bürgerkrieg geflohen sind. Von 
Anfang 2015 bis Ende 2016 stellten sie 425.000 
Asylerstanträge – das sind mehr als ein Drittel 
aller Anträge.15 Im gleichen Zeitraum suchten 
fast 160.000 Asylsuchende aus dem von Krieg 
und Vertreibung gezeichneten Afghanistan 
Schutz, knapp 126.000 Menschen aus dem ter-
rorgeplagten Irak, etwa 32.000 Personen aus 
dem für schwere Menschenrechtsverletzungen 
kritisierten Iran und rund 30.000 Personen aus 
Eritrea, wo ein brutales Militärregime herrscht. 
Insgesamt wurden in den Jahren 2015 und 2016 
knapp zwei Drittel aller Asylerstanträge von 
Menschen aus diesen fünf Herkunftsländern 
gestellt. Vergleichsweise wenige Flüchtlinge aus 
den 54 afrikanischen Staaten erreichten 
Deutschland. Etwa 110.000 Asylsuchende 
kamen insgesamt in den Jahren 2015 und 2016 
vom afrikanischen Kontinent in die Bundesre-
publik – das entspricht knapp 10 % aller hier 
Schutz suchenden. Rund ein Viertel von ihnen 
stammen aus einem einzigen Staat: der Diktatur 
Eritreas.16 Die weitaus meisten Schutzbedürfti-
gen bleiben in der Region: Laut UNHCR lebten 
Ende 2015 etwa 18 Millionen Flüchtlinge auf 
dem afrikanischen Kontinent, davon fast 11 Mil-
lionen als Vertriebene im eigenen Land. 

Doch weltweit fliehen auch Millionen Menschen 
vor Lebensumständen, die von Armut, Aus-
beutung, Gewalt, Umweltkatastrophen und Per-
spektivlosigkeit geprägt sind. Viele von ihnen 
tauchen in den Statistiken des UNHCR nicht 
auf. Fluchtbewegungen entstehen in Kontexten, 
die komplexe Entstehungsgeschichten haben. 
Verschiedene Fluchtursachen lassen sich oft 
kaum voneinander unterscheiden, doch Flucht 
bedeutet stets ein Entkommen aus entwürdigen-
den und gewaltsamen Lebenssituationen. 

Die Bundesregierung und die Europäische 
Union verorten die Ursachen der Flucht in den 

15 —  BMI 2016
16 —  UNHCR 2016
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Herkunftsländern. Dabei sind die chronischen 
und akuten Notlagen, die Menschen zur Flucht 
zwingen, selten allein in lokalen Umständen 
begründet. Kriege werden zerstörerischer und 
brutaler, wenn sie zu Stellvertreterkriegen wer-
den, in denen die EU und andere mächtige 
Akteure ihre eigenen Interessen verfolgen. Die 
von europäischer Politik mitverursachten Rah-
menbedingungen zwingen Menschen zum 
Gehen und konterkarieren damit selbst die bes-
ten Entwicklungskonzepte. Die Bekämpfung 
von Fluchtursachen muss daher im globalen 
Norden, also auch in Europa, ansetzen. Die 
von der europäischen Politik mitverantwor-
teten Gründe, die Menschen weltweit in die 
Flucht treiben, reichen zurück in den Kolonia-
lismus und manifestieren sich in der Gegen-
wart in postkolonialen Strukturen. Nicht 
zuletzt ist es die klimaschädliche und auf Res-
sourcenausbeutung basierende Lebens-, Kon-
sum- und Produktionsweise des globalen Nor-

dens, die Lebensgrundlagen im globalen Süden 
zerstört. Einige Beispiele:

• Rüstungsexporte befeuern Kriegs- und Krisen-
herde weltweit. Trotz der hoch eskalierten Situ-
ation vor Ort gehen weiterhin deutsche Rüs-
tungsexporte in den Nahen und Mittleren 
Osten. Von dem Geschäft mit dem Krieg profi-
tieren europäische Rüstungskonzerne, wäh-
rend Millionen Menschen in die Flucht getrie-
ben werden.

• Subventionierte Agrarprodukte aus Deutsch-
land und der Europäischen Union, die in 
Afrika zu Dumpingpreisen angeboten werden, 
Spekulation mit Nahrungsmitteln, Landraub 
und die Nutzung von Ackerflächen für die 
Erzeugung von Biokraftstoff für den globalen 
Norden verstärken Fluchtursachen wie Hun-
ger und Armut. Mit staatlichen Entwicklungs-
hilfegeldern wird eine Umstrukturierung der 

Fischer an der westafrikanischen Küste. Viele von ihnen können in ihrem Beruf kaum noch genug Einkommen für sich und 
ihre Familien erwirtschaften.
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afrikanischen Landwirtschaft nach europäi-
schem Vorbild unterstützt, um den Hunger zu 
bekämpfen. Gleichzeitig werden dabei aber 
Partnerschaften mit dem Agrobusiness einge-
gangen, die Abhängigkeit, Verschuldung und 
Armut der ländlichen Bevölkerung zu verstär-
ken drohen. Millionen Kleinbäuerinnen und 
-bauern könnten im Rahmen einer solchen, 
auf industrielle Landwirtschaft ausgerichteten 
Agrarpolitik in Afrika in den kommenden Jah-
ren ihrer Existenzgrundlage beraubt werden.

• EU-Fangflotten haben auf der Jagd nach Edel-
fisch zum Beispiel vor den Küsten Westafrikas 
die Fischbestände stark dezimiert. Auch wenn 
heutige Fischereiabkommen nachhaltiger 
sind, erholen sich die Fischgründe kaum. Viele 
Fischer und Arbeiterinnen in den Fischfabri-
ken leben inzwischen in extremer Armut. 
Manche Pirogenkapitäne haben daher ver-
sucht, mit Überfahrten von Bootsflüchtlingen 
nach Spanien zu überleben. Dieser Weg ist 
inzwischen durch FRONTEX versperrt. In 
dem Versuch, dem Elend an den Küsten zu 
entkommen, machen sich manche nun zu 
Fuß über die Wüste auf den Weg. 

• Extreme Wetterereignisse und Folgen des Kli-
mawandels treiben mittlerweile durchschnitt-
lich mehr als 20 Millionen Menschen im 
Jahr in die Flucht. Immer mehr Land wird 
unfruchtbar mit fatalen Folgen für die Ernäh-
rungssicherheit der lokalen Bevölkerung. 
Ändert sich die klimafeindliche Lebens- und 
Produktionsweise im globalen Norden nicht 
grundlegend, wird dies die ökologische Zerstö-
rung von Lebensräumen im globalen Süden 
weiter befördern.

• Die Freihandelsabkommen, die die EU mit 
afrikanischen Regionen abschließen möchte 
und mit einigen Staaten bereits abgeschlossen 
hat, die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
(engl. EPAs), können Fluchtgründe in Afrika 
verstärken. Die in den EPAs vorgesehene 
Abschaffung von Industriezöllen gepaart mit 
Restriktionen für Exportsteuern auf Rohstoffe 
nehmen Menschen die Aussicht, in lokalen 

Kleinindustrien Arbeit zu finden. Kleinbäue-
rinnen und -bauern werden durch Dumping-
importe von Nahrungsmitteln aus der EU 
von ihren eigenen Märkten „wegkonkurriert“. 
Die EPAs würden vor bestehender Dumping-
konkurrenz keinen Schutz gewähren. Von der 
Zollbefreiung für afrikanische Produkte in der 
EU profitieren nur Rohprodukte wie Kakao 
oder Kaffeebohnen, die erst hier im globalen 
Norden eine Wertschöpfung entfalten. In 
Afrika hergestellte Zwischen- oder Endpro-
dukte hingegen profitieren wegen der strikten 
„Ursprungsregeln“ in den EPAs oft nicht von 
der Zollfreiheit. Bisher regeln EPAs keine 
Eigentumsrechte oder öffentliche Beschaffung, 
die Verhandlungen dazu sollen aber bald 
beginnen. Aber auch ohne sie zahlen afrikani-
sche Unternehmen hohe Gebühren für paten-
tierte Produkte wie Saatgut, Arzneimittel und 
digitale Technologien.

 „Die westlichen Länder, die Länder Euro-
pas, müssen aufhören, die Bodenschätze 
in Afrika auszubeuten. Dann können 
Fluchtursachen auch tatsächlich bekämpft 
werden. Solange die Ausbeutung fortge-
führt wird, solange immer wieder Krieg 
zwischen afrikanischen Ländern angefacht 
wird, möchten die Menschen an einen sta-
bilen und sicheren Ort kommen.“

Ousmane Diarra, Präsident der 
 Abgeschobenenselbstorganisation AME in Mali

4.  Forderungen
• Die Flüchtlings- und Migrationspolitik Euro-

pas darf nicht länger in Kauf nehmen, dass 
jährlich tausende Menschen an den Außen-
grenzen sterben oder  brutale Gewalt erleben. 
Die Lebensrettung, der Schutz von Flüchtlin-
gen und die Wahrung der Menschenwürde von 
Schutzsuchenden und Migrant_innen müssen 
an erster Stelle stehen. Anstatt die Abwehr 
weiter auszudehnen,  müssen legale und 
gefahrenfreie Wege nach Europa eröffnet wer-
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den. Der Zugang Schutzsuchender zu einem 
Asylverfahren in Europa muss ausnahmslos 
sichergestellt und das  individuelle Recht auf 
Asyl uneingeschränkt gewährleistet sein. Die 
Industriestaaten Europas dürfen die Verant-
wortung für Flüchtlinge und Migrant_innen 
nicht  länger an andere Staaten abschieben. 
Der EU-Türkei-Deal und die Zusammenarbeit 
mit Diktaturen und Unrechtsregimen zur 
„Migrationskontrolle“ sind sofort zu beenden.

• Die Verlagerung europäischer Abwehr in Regi-
onen mit schwachen Ökonomien und zumeist 
ohne jede demokratische Kontrolle staatlicher 
Repressions- und Verfolgungsorgane erhöht 
die Gefahr der Misshandlung und willkürli-
chen Behandlung von Schutzsuchenden und 
Migrant_innen an den Grenzen und im jeweili-
gen Transitland. Europa darf den dort stattfin-
denden Menschenrechtsverletzungen durch 
seine eigene Grenzpolitik nicht  weiter Vor-
schub leisten. Vielmehr sollten zivilgesell-
schaftliche Organisationen, die sich in Tran-
sit- und Herkunftsstaaten für Menschenrechte 
und Migrant_innen engagieren, unterstützt 
werden. Ihre Rolle des kritischen Monitorings 
der Auswirkungen europäischer Migrationspo-
litik gilt es zu stärken.

• Entwicklungshilfe darf nicht als Zahlungsmit-
tel für Hilfsdienste eines ausgelagerten Grenz-
schutzes missbraucht und an Bedingungen 
geknüpft werden, die mit nachhaltigen Ent-
wicklungszielen nicht vereinbar sind. Statt 
Kooperationsbereitschaft bei der Migrations-
kontrolle zu erzwingen, sind entwicklungs-
fördernde Aspekte der Migration zu unterstüt-
zen. Gleichzeitig sind die Wirtschafts-, Finanz- 
und Handelspolitik so zu gestalten, dass sie 
den Schutz der ökologischen und ökonomi-
schen Lebensgrundlagen respektieren und 

nicht zu ihrer weiteren Zerstörung beitragen. 
Umweltschädliche Agrar- und Fischereisub-
ventionen zum Vorteil der Europäischen 
Union müssen abgebaut werden. 

• Die Wechselwirkungen von entwicklungspoli-
tischen Maßnahmen und Migrationspolitik 
müssen besser verstanden werden. Es braucht 
einen grundlegenden Perspektiv- und Politik-
wechsel, eine Hinwendung zu menschlicher 
Entwicklung durch Migration und Abkehr von 
Militarisierung und Versicherheitlichung. 
 Notwendig ist eine menschenrechtsbasierte 
Flüchtlings- und Migrationspolitik. 

• Investitionen müssen einem nachhaltigen, 
rechte-basierten Entwicklungsverständnis die-
nen. Auch die Agrar- Handels-, Klima- und 
Außenpolitiken vor allem im globalen Norden 
sind neu auszurichten. Denn die EU und die 
Bundesregierung müssen sich eingestehen, dass 
die Umsetzung der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Menschenrechte nicht allein 
an den nationalen Rahmenbedingungen, 
sondern auch an den globalen Machtverhält-
nissen und Wirtschaftsstrukturen scheitert. 

• Konzepte dürfen nicht ohne Beteiligung derje-
nigen entstehen, an die sie gerichtet sind. 
Sonst sind sie Ausdruck eines nach wie vor 
paternalistischen Entwicklungsverständnis-
ses, das einem respektvollen Partnerschafts-
verständnis entgegensteht. 

• Die Tatsache, dass Gelder der Entwicklungs-
hilfe der Absicherung von Risiken europäi-
scher Firmen dienen sollen, kommt einer Zwe-
ckentfremdung gleich. Statt neue Märkte für 
Akteure auf der Suche nach Kapitalanlagen zu 
erschließen, muss es um die Überwindung 
struktureller Ungleichheit und Armut gehen.
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